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BERLIN — Die Krankenhausreform
der Bundesregierung verfehlt nach
Einschätzung der Kassenärzte die
beabsichtigte Wirkung.

Die Anfang des Jahres in Kraft
getretene Reform werde kein Problem
der Klinikstrukturen in Deutschland
wirklich lösen, sagte der Vorstands-
vorsitzende der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV), Andreas Gas-
sen. Vielmehr sorge sie dafür, dass
einige für die Patientenversorgung
unnötige Krankenhäuser weiter mit
durchgeschleppt würden.

Wesentliches Ziel der Reform von
Gesundheitsminister Hermann Gröhe
(CDU) ist der Abbau kostspieliger
Überkapazitäten bei den rund 2000
Krankenhäusern im Land, ohne die
Versorgung in der Fläche gerade für
Notfälle zu beeinträchtigen. Nicht
nur niedergelassene Ärzte, sondern
auch Krankenkassen kritisieren, dass
das Reformgesetz hier nicht genügend

Druck auf die für die Bedarfsplanung
zuständigen Länder aufbaue.

Gassen unterstrich, es sei unstrittig,
dass Deutschland eine starke statio-
näre Struktur mit Hochleistungsklini-
ken brauche. Und man brauche leis-
tungsstarke Universitätskliniken.
„Das kann aber nicht dadurch gesche-
hen, dass ich jetzt Universitätsklini-
ken vertragsärztliche Versorgung
machen lasse und Honorarküchelchen
verteile.“ Inzwischen hätten die Kran-
kenhäuser ambulante Leistungen mit
einem Finanzvolumen von drei bis
fünf Milliarden Euro an sich gezogen.

Insbesondere über die Notfallversor-
gung von Patienten gelingt es den
Krankenhäusern, ambulante Leistun-
gen, die grundsätzlich in den Katalog
niedergelassener Ärzte fallen, an sich
zu ziehen. Doch Probleme wie Bauch-
schmerzen oder ein Bienenstich am
Wochenende könnten in einer Arztpra-
xis mit Bereitschaftsdienst behandelt
werden. dpa

Von Uschi Assfalg

NÜRNBERG — Generalleutnant Jörg
Vollmer könnte tagelang darüber
reden. Im Presseclub Nürnberg aber
blieben dem Inspekteur des Heeres
vorerst gerade einmal 15 Minuten, um
über die veränderten Aufgaben der
Bundeswehr im Lichte des Nato-Gip-
fels in Warschau zu referieren. Dort
fassten die 28 Staats- und Regierungs-
chefs der Bündnisstaaten eine Reihe
von Beschlüssen, mit
denen sie neuen Bedro-
hungen begegnen wol-
len – etwa der russi-
schen Expansionspoli-
tik oder dem Vormarsch
der Taliban in Afghanis-
tan.

Adrett frisiert, locker,
ruhig und doch hochkon-
zentriert sitzt Vollmer
dem Publikum gegen-
über. Seit fast genau
einem Jahr ist er Inspek-
teur des Heeres und
führt fast 61000 Solda-
ten. Jetzt soll er darüber
sprechen, wie sich die
Beschlüsse des Nato-
Gipfels in Warschau auf die Bundes-
wehr auswirken und ob sie den neuen
Anforderungen gewachsen ist.

Der IS-Terror, die Kriege in Syrien
und Libyen, der Ukraine-Konflikt
und die Spannungen mit Russland hät-
ten in der Nordatlantischen Allianz
ein Umdenken bewirkt – hin zur Ursa-
chenbekämpfung von Kriegen, findet
Vollmer. Was nichts Neues für das
Heer sei, das unter anderem bereits
bei der Ebola-Epidemie in Westafrika
Unterstützung geleistet habe und der
Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
Kräfte bereitstelle.

Um die Ostflanke der Nato-Partner
zu stärken, würden vier multinationa-
le Bataillone in Polen, Estland, Lett-
land und Litauen stationiert – „als
Stolperdraht“, wie Vollmer sagt. Die
Bundeswehr ist dort nach den USA
der zweitgrößte Truppensteller und
führt das Bataillon in Litauen mit
mehreren hundert Soldaten an. Dass
es sich bei der Stationierung von weni-

gen Tausend Soldaten um einen von
der Politik gewünschten symboli-
schen Akt handelt, gibt der Inspek-
teur des Heeres unumwunden zu. Die
Übungen und die Präsenz signalisier-
ten den Baltischen Staaten und Polen,
sie könnten auf die Solidarität ihrer
Partner bauen, und Russland, dass
hinter den östlichen Nato-Mitglieds-
ländern alle weiteren stehen.

Wenn Vollmer über den Afghanis-
tan-Einsatz spricht – er führte 2009

und 2013 das Regional-
kommando Nord – dann
muss er nicht erst beto-
nen, dass sein Herz
dafür schlägt. Das spü-
ren die Zuhörer auch so.
Besonders stolz ist der
Gast im Presseclub da-
rauf, dass in Masar-i-
Scharif ein ganz norma-
les Leben möglich ist:
funktionierende Schu-
len, Universitäten und
alles was dazugehört,
dank der von der Bun-
deswehr gut ausgebilde-
ten afghanischen Sicher-
heitskräfte. Trotzdem
komme Afghanistans

Armee noch eine ganze Zeit lang nicht
ohne Beratung und Ausbildung durch
die Nato aus.

Die materielle Ausstattung der Bun-
deswehr bemängelt der Inspekteur
des Heeres grundsätzlich nicht. Wich-
tig sei aber, dass nicht am falschen
Fleck gespart wird. Die Streitkräfte
müssten den jeweiligen Einsätzen ent-
sprechend ausgerüstet und ausgebil-
det werden. Weil es in Afghanistan
anders war, seien dort Bundeswehrsol-
daten ums Leben gekommen. Trotz
der zusätzlichen Aufgaben, die an die
Bundeswehr herangetragen werden,
hält der Drei-Sterne-General eine
Aufstockung der Streitkräfte für
„unsinnig“. Im Gespräch ist derzeit,
die Stärke der Truppe von 177000 Sol-
daten um 7000 anzuheben.

Die Ereignisse in der Türkei und die
Situation der Bundeswehr auf der
Luftwaffenbasis Incirlik kommentiert
Vollmer zurückhaltend: „Wir erfüllen
dort unseren Auftrag, und alles ande-
re ist Spekulation.“

Kassenärzte kritisieren Krankenhausreform

Strukturprobleme bleiben
Der SPD-Landesvorstand in
Baden-Württemberg hat Gewerk-
schafterin Leni Breymaier als
neue Parteivorsitzende vorge-
schlagen. Der Vorstand folgte ein-
stimmig einer Empfehlung des
scheidenden Landeschefs Nils
Schmid. Offiziell gewählt werden
soll die 56-Jährige, die derzeit
den Landesbezirk der Dienstleis-

tungsgewerk-
schaft Verdi führt,
beim Parteitag im
Oktober. Breymai-
er sagte: „Ich
habe richtig Lust
auf diese Aufga-
be.“ Bislang sind
keine weiteren
Bewerber
bekannt. Bei der

Landtagswahl im März hatte die
SPD desolate 12,7 Prozent
erzielt. Das reichte nicht für die
Fortsetzung der grün-roten Lan-
desregierung. Schmid hatte
Anfang Juni seinen Rückzug als
Vorsitzender angekündigt.

Der Rechtsstaat
muss nach
Ansicht von FDP-
Vize Wolfgang
Kubicki viel ent-
schlossener seine
Sanktionsmöglich-
keiten bei Integra-
tionsverweige-
rung nutzen.

Wenn muslimische Eltern ihre
Töchter nicht zum Schwimmun-
terricht schicken oder in der Tür-
kei zwangsverheiraten, sei das
rechtsstaatlich nicht hinnehmbar.
Sorgerechtsentzug oder sogar
Haftstrafen nannte er als Sankti-
onsmöglichkeiten bei integrati-
onsverweigerndem Verhalten.
„Ein Rechtsstaat, der toleriert,
dass man sich über unsere
Regeln hinwegsetzt, verliert das
Vertrauen der Bevölkerung.“

Heeresinspekteur Jörg Vollmer im Nürnberger Presseclub

Die Bundeswehr zwischen
Nato-Missionen und Krisenhilfe

Beim Namen genannt

Sachlich. Souverän. Unermüdlich.
Marcus da Gloria Martins habe es
geschafft, ein ganzes Land zu
beruhigen, schreiben Fans begeistert
auf Facebook. Viel Lob nach dem
Amoklauf von München für den
Polizeisprecher, der noch kein Jahr im
Amt ist.

MÜNCHEN — Kameras und Mikrofo-
ne – immer wieder richten sie sich auf
Marcus da Gloria Martins. Souverän,
sachlich, wortgewandt und ohne das
geringste Zeichen von Anspannung
steht er Rede und Antwort.

Fast ohne Pause war er seit Freitag-
abend in Medien aus ganz Deutsch-
land und vielen anderen Ländern prä-
sent. „Unsere Gedanken sind bei den
Familien der Opfer“, beendet er kurz
vor 3 Uhr am frühen Samstagmorgen
eine Pressekonferenz im Polizeipräsi-
dium, wenige Stunden später geht es
weiter.

Ermüdung? Nicht zu sehen. „Wich-
tig ist mir der Aspekt, dass man Ruhe
bewahren sollte.“ Der Pressesprecher
der Münchner Polizei gibt dabei
selbst ein perfektes Vorbild. „Mir
bleibt ja nichts anderes übrig“, sagt
er, räumt aber ein: Dieser Einsatz
nach den tödlichen Schüssen sei die
absolute Ausnahme – im Leben eines
Polizeibeamten, aber auch für die
Stadt München.

„Ein ganzes
Land beruhigt“

„Ihre Präsenz strahlte Ruhe und
Besonnenheit aus, die mir das Gefühl
von Sicherheit in diesen scheußlichen
und traurigen Minuten gab. Hochach-
tung und Respekt“, schreibt jemand
auf Facebook, ein anderer postet, der
Sprecher habe es geschafft, „ein gan-
zes Land zu beruhigen“. Und ein Nut-
zer schlug die Münchner sogar als
Pressestelle des Jahres im Bereich Ver-
waltung vor. Für da Gloria Martins
gibt es schon eine eigene Fanseite, bis
zum Samstagnachmittag haben fast
33 000 Menschen auf „gefällt mir“
gedrückt, am Sonntag sind es schon
mehr als 50000.

Erst nach der langen Amoknacht
habe er mitbekommen, dass es diese
Facebookseite gebe, sagt der Polizei-
sprecher. Der Trubel sei ihm peinlich.
Es sei zwar schön, Lob zu bekommen,
aber: „Es geht nicht um meine Per-
son.“ Ohne sein Team hätte es diese
Öffentlichkeitsarbeit nicht gegeben.

„Ja, ich bin das Gesicht gewesen,
stimmt. Aber die Leistung liegt nicht
bei mir.“ Und er verweist auf die 2300
Einsatzkräfte, die in der Nacht auf
Münchens Straßen die Sicherheit
gewährleistet hatten.

Marcus da Gloria Martins, 43, Fami-
lienvater, zwei Kinder. Portugiesische
Wurzeln. Aufgewachsen im Rhein-
land. Nach München gekommen: „der
Liebe wegen“. Erst seit Oktober ver-
gangenen Jahres leitet da Gloria Mar-
tins die Pressestelle. Polizeipräsident
Hubertus Andrä ist zufrieden: „Der
Präsident hat die Aufgabe, die fähigs-
ten Köpfe auszuwählen“ – und das sei
hier gelungen.

Da Gloria Martins hat die Präsenz
der Münchner Polizei auf Facebook
und Twitter vorangebracht. Die Beam-
ten punkten mit ihrer lockeren Art in
den sozialen Medien. Dutzende
Tweets in vier Sprachen haben seine
Leute in der Nacht auf den Weg
gebracht, mahnend, informativ.

Kaum ein Vierteljahr im Amt hatte

da Gloria Martins den ersten Terror-
einsatz zu bewältigen: An Silvester
gab es einen Terroralarm am Münch-
ner Hauptbahnhof. Binnen kürzester
Zeit startete ein Großeinsatz – damals
gab es aber keinen Anschlag.

Dieses Mal war es ernst. Auf dem
Weg ins Büro nach den ersten Notru-
fen habe er Menschen in der Fußgän-
gerzone in Panik laufen sehen. „Da
weiß man, was Angst mit Menschen
macht.“

Trotzdem: Traumjob Polizist? „Mitt-
lerweile: ja“, sagt er. Anfangs habe
ihn jedoch mehr die Aussicht gelockt,
„nach der Ausbildung vielleicht doch
das zu studieren, was mich interes-
siert. Allerdings habe ich relativ
schnell erkannt, dass Geschichte ein
brotloses Gewerbe ist.“ Es habe dann
sehr schnell angefangen, „richtig
Spaß zu machen“. „Und jetzt habe ich
23 Jahre auf der Uhr. So schnell geht
das.“

Da Gloria Martins war im Rausch-
giftbereich, als ziviler Fahnder,

Dienststellenleiter bei der Verkehrs-
polizeiinspektion und als einfacher
Streifenpolizist unterwegs. „All das
hatte in der jeweiligen Funktion sei-
nen Charme“, sagt er. „Wenn Sie mir
vor zwei oder drei Jahren gesagt hät-
ten, dass ich irgendwann mal für die
Öffentlichkeitsarbeit der Polizei Mün-
chen verantwortlich bin, hätte ich Sie
vermutlich ausgelacht.“

Nun managt er routiniert die Presse-
konferenz mit eilends angereisten
Journalisten aus verschiedenen Län-
dern im überfüllten Presseraum des
Polizeipräsidiums. „Der Herr am Feu-
ermelder“. „Und jetzt die Dame am
Notausgang.“ Wer eine Frage unaufge-
rufen einfach nachschiebt, den ver-
weist er in die Schranken: „Gelbe Kar-
te“.

Seine Familie zuhause hatte sich
freilich auf ein gemeinsames Wochen-
ende gefreut. „Meine Kinder waren
ziemlich enttäuscht, dass ich ziemlich
spontan wegmusste.“
 Sabine Dobel, dpa
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Jörg Vollmer,
Inspekteur des Heeres

BERLIN — Gut ein Jahr vor der
Bundestagswahl 2017 wachsen bei
SPD und Grünen Vorbehalte gegen
ein rot-rot-grünes Bündnis.

Der schleswig-holsteinische Minis-
terpräsident Torsten Albig (SPD)
sprach sich klar dagegen aus: „Der-
zeit würde es ja bei weitem nicht für
dieses Dreierbündnis reichen. Und
ehrlich gesagt passt das inhaltlich
auch nicht wirklich.“

Der schleswig-holsteinische
Umweltminister Robert Habeck, der
ein Spitzenkandidat der Grünen für
die Bundestagswahl werden will,
äußerte sich ebenso skeptisch zu Rot-
Rot-Grün. „Sahra Wagenknecht ist in
der Flüchtlingspolitik weiter von den
Grünen entfernt als Angela Merkel.
Sie beweist nahezu täglich, dass die
Linke nicht regieren will“, sagte er
mit Blick auf die Vorsitzende der
Linksfraktion im Bundestag.

Unionsfraktionschef Volker Kauder
hält ein Linksbündnis für unrealis-
tisch. „Wenn ich sehe, wie groß zum
Teil das Entsetzen bei SPD und Grü-
nen ist, wenn Frau Wagenknecht im
Bundestag ihre Tiraden gegen Europa
oder die Nato loslässt, dann kann ich
mir nicht vorstellen, dass ein solches
Bündnis realistisch ist.“ Er forderte
die SPD auf, einmal „offiziell“ klarzu-
stellen, wie sie es mit der Linken hal-
te.

Linken-Fraktionschefin Wagen-
knecht nannte klare Bedingungen für
eine Koalition mit SPD und Grünen.
„Wir gehen in eine Regierung, wenn
es die Chance gibt, und ich hoffe, dass
es diese Chance gibt, tatsächlich die-
ses Land sozialer zu gestalten“, sagte
sie gestern im ZDF-Sommerinterview
in der Sendung „Berlin direkt“. Ähn-
lich hatte sie kürzlich schon auf einen
Vorstoß von SPD-Chef Sigmar Gabri-
el für ein Linksbündnis reagiert.

Ministerpräsident Albig geht ange-
sichts der Umfragewerte nicht davon
aus, dass die SPD nach der Bundes-
tagswahl den Kanzler stellen kann.
„Erstes Ziel muss eine Regierungsbe-
teiligung sein, nicht eine Fixierung
auf das Kanzleramt“, sagte er: „Wer
jetzt lang und breit über den SPD-
Kanzler philosophiert, macht sich
doch unglaubwürdig.“ dpa

Amoklauf in München: Viel Lob für Marcus da Gloria Martins

Die ruhige Stimme der Polizei

Als Held gefeiert wird Polizeisprecher Marcus da Gloria Martins, der trotz aller Hektik die Ruhe selbst schien. Für ihn wurde
sogar eine Facebook-Fanseite eingerichtet, die gestern bereits rund 50000 „Gefällt-mir“-Meldungen erhalten hatte. F.: dpa

Vorbehalte bei SPD und Grünen

Linksbündnis
bleibt vorerst
Gedankenspiel

NZ Politik
Telefon: (0911) 2351-2021
Fax: (0911) 2351-133213
E-Mail: nz-politik@pressenetz.de

4 - Montag, 25. Juli 2016  Politik


